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Mehr als 1000 Schülerinnen und Schüler führe ich jedes Jahr persönlich durch die Gebäude des Deutschen Bundestages. Auch in 
dieser Woche hat mich eine Schule aus der Heimat besucht, um mehr über den Deutschen Bundestag und seine Arbeitsweise zu 
erfahren. Zu Besuch waren dieses Mal gleich zwei 10. Klassen der Waldschule Schwanewede. Wie immer habe ich am Anfang ein 
wenig von meinem persönlichen Werdegang berichtet, wie ich damals zur Politik gekommen bin und wie eine typische Sitzungs-
woche im Deutschen Bundestag so abläuft. Danach war noch Zeit für die zahlreichen Fragen, die die Schüler mitgebracht hatten 
und für einen gemeinsamen Rundgang durch die Gänge und Räumlichkeiten des Reichstags und seiner umliegenden Gebäude.

WALDSCHULE SCHWANEWEDE ZU GAST BEI MIR IN BERLIN

4. GESETZ ZUR ÄNDERUNG DER HAND-
WERKSORDNUNG UND ANDERER HAND-
WERKSRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

Wir beraten in erster Lesung einen Gesetzentwurf im Bereich 
der Handwerksordnung, mit dem wir zwölf derzeit zulassungs-
freie Handwerke wieder in die Zulassungspflicht führen wol-
len. Der selbstständige Betrieb eines solchen Handwerks ist 
dann nur noch zulässig, wenn der Betriebsinhaber oder ein 
Betriebsleiter in der Handwerksrolle eingetragen ist. Eine 
Meisterprüfung wird aber nur Bedingung zum selbständigen 
Betrieb, wenn es sich um gefahrgeneigtes Handwerk handelt 
oder um Handwerkstechniken, die ganz oder teilweise als im-
materielles Kulturgut anzusehen sind. Alle Handwerksbetrie-
be, die bereits zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Geset-
zes selbstständig ein Handwerk ausüben, werden auch ohne 
bestandene Meisterprüfung oder eine Ausübungsberechti-
gung in die Handwerksrolle eingetragen. Sie dürfen auch wei-
terhin ihr Handwerk selbstständig ausüben und erhalten inso-
weit Bestandsschutz.

GESETZ ZUR EINFÜHRUNG EINES BUN-
DES-KLIMASCHUTZGESETZES UND ZUR 
ÄNDERUNG WEITERER VORSCHRIFTEN

Das Gesetz soll eine gesetzliche Normierung der Klimaschutz-
ziele, zu deren Einhaltung sich die Bundesregierung 2015 auf 
dem Klimagipfel von Paris verpflichtet hat, erlauben. Dabei 
sollen die Sektorziele des Klimaschutzplanes in jährliche Emis-
sionsbudgets für jeden Sektor übertragen werden. Für den 
Energiesektor sind abweichend davon die Jahre 2022 und 2030 
entscheidend. Anpassungen der Emissionsbudgets sollen im 
Verordnungsweg erfolgen können. Weitere Bestimmungen, 
etwa über die Kontrolle der Klimaziele, sind ebenfalls Teil des 
Gesetzes, das wir in erster Lesung beraten.

GESETZ FÜR BESSERE LÖHNE IN DER PFLE-
GE (PFLEGELÖHNEVERBESSERUNGSGE-
SETZ)

Wir streben die Verbesserung der Entlohnung für Pflegekräf-
te an und schaffen dafür in zweiter und dritter Lesung eine 
Grundlage zur Festsetzung von Mindestentgelten in der Pfle-
gebranche. Zwei Wege werden zu diesem Ziel eröffnet: Zum 
einen die Erstreckung eines Tarifvertrages, der Entgelte auf 
Grundlage des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes unter Beach-
tung des kirchlichen Selbstbestimmungsrechts regelt. Zum 
anderen bleibt die Festsetzung von Mindestentgelten durch 
Rechtsverordnung des Bundesministeriums für Arbeit und So-
ziales auf Grundlage eines Vorschlages der Pflegekommission 
erhalten. Das Gesetz soll ebenfalls Beschlüsse der Pflegekom-
mission über die Empfehlung besserer Arbeitsbedingungen er-
leichtern. Nicht zuletzt streben wir die Verlängerung der Regel 
an, nach der ältere Arbeitnehmer mit Vermittlungshemmnis-
sen über die allgemeine Höchstdauer von einem Jahr hinaus 
bis zu 36 Monate mit einem Eingliederungszuschuss gefördert 
werden können. 

GESETZ ZUR UMSETZUNG DES KLIMA-
SCHUTZPROGRAMMS 2030 IM STEUER-
RECHT

Wir beraten in erster Lesung, wie das Steuerrecht so angepasst 
werden kann, dass es zu einer stärkeren Förderung umwelt-
freundlichen Verhaltens beiträgt. Unser Leitgedanke dabei ist, 
dass diese Förderung sozial ausgewogen ist und das Ziel der 
CO2-Reduktion über das Setzen finanzieller Anreize erreicht 
wird. Anreize, die hier geregelt werden, sind unter anderem 
die steuerliche Förderung energetischer Sanierungsmaßnah-
men an Wohngebäuden, die Absenkung der Mehrwertsteuer 
im Bahnfernverkehr sowie ab dem Jahr 2021 die Erhöhung der 
Pendlerpauschale ab dem 21. Kilometer.
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schon wieder geht eine Sitzungswoche im Deutschen Bundes-
tag zu Ende. Die Diskussionen in der Fraktion wie auch in der 
Öffentlichkeit stand diese Woche ganz im Zeichen der Land-
wirtschaft und des Klimaschutzes. Ich habe mich dabei klar 
auf Seiten unserer Bauern positioniert und unseren Fraktions-
vorsitzenden Ralph Brinkhaus gebeten, in der Unionsfraktion 
über die Situation in der Landwirtschaft zu sprechen. Darauf-
hin wurde das Thema am Dienstag in der Fraktion sehr lange 
und intensiv diskutiert. 

Für mich lässt die aktuelle, aus Verpflichtungen innerhalb der 
EU hervorgehende, Initiative von Julia Klöckner und Svenja 
Schulze die gute Arbeit, die unsere Landwirte über die letzten 
Jahre hinweg im Bereich Naturschutz und Tierwohl geleistet 
haben, komplett außen vor. Positive Entwicklungen wie etwa 
die positiven Werte im Nitratbericht finden in der neuen Dün-
gemittelverordnung keine Beachtung und werden öffentlich 
kaum anerkannt und gewürdigt. Stattdessen sind Entschei-
dungen getroffen worden, die ausschließlich unsere Landwirte 
für den Nitrateintrag verantwortlich machen und andere Ein-
leiter vollkommen außer Acht lassen. Dazu kommen immer 
neue Bürokratie, Verordnungen und Verpflichtungen, so dass 
ich fürchte, dass vor allem junge Landwirte hier in Deutschland 
bald keine Zukunft mehr für sich sehen werden. Da ich mir das 
nicht vorstellen will, setze ich mich hier im Bundestag für eine 
faire und offene Auseinandersetzung über und mit der Land-
wirtschaft ein und fordere ein klares Bekenntnis der Politik zu 
unseren Bauern. 

Außerdem haben wir in dieser Woche die ersten Gesetze zur 
Umsetzung des umfassenden Klimapakets der Koalition bera-
ten. Darunter war u.a. die Einführung der steuerlichen Förde-
rung für die energetische Gebäudesanierung, durch die auch 

Einzelmaßnahmen gefördert werden können. Bahntickets im 
Fernverkehr werden durch die Absenkung der Mehrwertsteu-
er günstiger, während sich die Pendlerpauschale ab 2021 für 
Fahrten ab dem 21.km erhöht. Vielen Bürgerinnen und Bürgern 
geht die aktuelle Klimahysterie längst zu weit. In unserem Sin-
ne haben wir deshalb dafür gesorgt, dass die Klimaschutzpoli-
tik marktkonform und technologieoffen ausgefallen ist. Statt 
bloß zu verbieten, wollen wir durch Anreize und Wirtschaft-
lichkeit erneuern und verbessern. Diese Maxime spiegelt sich 
auch in der Bewirtschaftung des entsprechenden Sonderver-
mögens des Energie- und Klimafonds (EKF), für den ich als 
Hauptberichterstatter Sorge trage. Als Haushälter dränge ich 
hier auf eine genaue, auf konkrete CO2-Einsparung ausge-
richtete Zielorientierung und ein ausgewogenes Kosten-Nut-
zen-Verhältnis.

Und auch den Abbau des Solidaritätszuschlages ab 2021 lei-
ten wir endlich ein und beraten seine Rückführung in erster 
Lesung. Durch die vorgesehene Regelung werden ca. 90 % der 
Soli-Zahler vollständig entlastet. Darüber hinaus werden wei-
tere 6,5 % der Steuerzahler weniger Soli zahlen müssen. Dieser 
Abbau stellt das größte Entlastungsprojekt für die arbeitende 
Mitte in dieser Legislatur dar. Trotzdem hätten wir uns hier 
schon mehr gewünscht. Wir werden weiter daran arbeiten, 
dass auch der zunächst verbleibende Rest des Solidaritätszu-
schlags abgebaut wird. 

Herzliche Grüße
Ihr/Euer

Liebe Freunde,
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GESETZ ZUR ÄNDERUNG DES LUFTVER-
KEHRSTEUERGESETZES

Unser Ziel ist es, dass mehr Menschen klimaschonender mo-
bil sind. Dazu vergünstigen wir das Bahnfahren und verteuern 
Flüge. Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf, den wir in erster 
Lesung diskutieren, soll eine Erhöhung der Luftverkehrssteuer 
um 74 Prozent in der Kurzstrecke und je 41 Prozent in der Mit-
tel- und Langdistanz erfolgen.

GESETZ ZUR RÜCKFÜHRUNG DES SOLIDA-
RITÄTSZUSCHLAGS 1995

Mit dem Gesetzentwurf, den wir in erster Lesung beraten, wird 
– wie im Koalitionsvertrag vereinbart – mit dem Abbau des So-
lidaritätszuschlags ab 2021 begonnen. Hierzu sollen folgende 
Maßnahmen umgesetzt werden: Durch die vorgesehene Re-
gelung werden ca. 90 % der Soli-Zahler vollständig entlastet. 
Darüber hinaus werden weitere 6,5 % der Steuerzahler weni-
ger Soli zahlen müssen. Dieser Abbau stellt das größte Entlas-
tungsprojekt für die arbeitende Mitte in dieser Legislatur dar. 
Zudem halten wir Wort: 30 Jahre nach dem Mauerfall haben 
wir gemeinsam in und für die ostdeutschen Länder viel er-
reicht. Die DDR hatte ganze Landstriche und Städte abgewirt-
schaftet, der Wiederaufbau nach der Deutschen Einheit wäre 
ohne den Soli so nicht möglich gewesen. Klar ist aber auch, wir 
hätten uns mehr gewünscht. Wir werden weiter daran arbei-
ten, dass auch der zunächst verbleibende Solidaritätszuschlag 
komplett abgebaut wird.

GESETZ ZUR ERRICHTUNG DER DEUT-
SCHEN STIFTUNG FÜR ENGAGEMENT UND 
EHRENAMT

Wir beraten in erster Lesung ein Gesetz über die Einrichtung ei-
ner Stiftung für die Unterstützung bürgerlichen Engagements. 
Unser Ziel dabei ist, das bürgerschaftliche Engagement insbe-
sondere in strukturschwachen und ländlichen Räumen im Rah-
men der Zuständigkeit des Bundes zu fördern. Der Stiftungsrat 
soll aus Bundesministern, Mitgliedern des Bundestages, Ver-
tretern der Länder und Kommunen sowie Vertretern aus dem 
Bereich des Ehrenamtes bestehen. Der jährliche Finanzbedarf 
zum Erreichen des Stiftungsziels wird auf 30 Millionen Euro 
geschätzt und soll über den Bundeshaushalt ab 2020 bereitge-
stellt werden.

GESETZES ZUR MODERNISIERUNG UND 
STÄRKUNG DER BERUFLICHEN BILDUNG

Wir beschließen in zweiter und dritter Lesung wesentliche Ver-
besserungen für die Situation der Berufsschüler in Deutsch-
land. So ist unter anderem die Einführung einer Mindest-
vergütung für Auszubildende vorgesehen. Diese soll im Jahr 
2020 für das 1. Ausbildungsjahr 515 Euro betragen. Ab dem 
Jahr 2024 soll die Vergütungshöhe jährlich entsprechend der 
durchschnittlichen Steigerung aller Ausbildungsvergütungen 
angehoben werden. Weiterhin ist die Einführung von neuen 
Abschlussbezeichnungen für die drei Fortbildungsstufen der 
höherqualifizierenden Berufsbildung vorgesehen, um eine 
Vergleichbarkeit von beruflicher und akademischer Bildung zu 
erreichen. Dabei können bewährte Berufsbezeichnungen wie 
zum Beispiel „Meister“ neben den neuen Bezeichnungen wei-
tergeführt werden. Nicht zuletzt enthält der Gesetzentwurf 
ein Modernisierungspaket mit Verbesserungen im Prüfungs-
wesen. 

3. GESETZ ZUR ENTLASTUNG INSBESONDE-
RE DER MITTELSTÄNDISCHEN WIRTSCHAFT 
VON BÜROKRATIE

Durch die Verabschiedung des Bürokratieentlastungsgesetzes 
III in zweiter und dritter Lesung schaffen wir den Rahmen zu 
Einsparungen von rund 1,1  Milliarden Euro für Bürger, Ver-
waltung und Wirtschaft. Hierfür beinhaltet das Gesetz insbe-
sondere drei Kernmaßnahmen: Erstens wird durch die Einbe-
ziehung der Arbeitgeber in das elektronische Verfahren zur 
Übermittlung der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung die Ein-
reichung des „gelben Zettels“ durch den Arbeitnehmer über-
flüssig gemacht. Zweitens wird die Vorhaltung von Datenverar-
beitungssystemen für steuerliche Zwecke erleichtert. Künftig 
reicht es aus, wenn der Steuerpflichtige fünf Jahre nach einem 
Systemwechsel oder einer Datenauslagerung nur noch einen 
Datenträger mit den gespeicherten Steuerunterlagen vorhält. 
Drittens wird parallel zum bisher üblichen papiergebundenen 
Meldeschein (rund 150 Mio. im Jahr) im Beherbergungsgewer-
be optional ein digitales Meldeverfahren eingeführt. 

GESETZ ZUR WEITEREN STEUERLICHEN 
FÖRDERUNG DER ELEKTROMOBILITÄT 
UND ZUR ÄNDERUNG WEITERER STEUER-
LICHER VORSCHRIFTEN

Wir beschließen in zweiter und dritter Lesung einen Maßnah-
menkatalog zur Förderung und Unterstützung von Elektromo-
bilität. Dies soll unter anderem über steuerliche Anreize wie 
Sonderabschreibungen für E-Lieferfahrzeuge, Steuerbefreiun-
gen für vom Arbeitgeber gewährte Vorteile beim elektrischen 
Aufladen eines Elektrofahrzeuges oder Hybridwagens und die 
Förderung von Jobtickets geschehen. Das Gesetz regelt wei-
tere steuerrechtliche Fragen wie etwa die Erhöhung der Ver-
pflegungspauschalen für Dienstreisen oder die Erhöhung der 
Förderhöchstgrenze bei der Wohnungsbauprämie auf 700 be-
ziehungsweise auf 1.400 Euro. Der Prämiensatz wird dabei auf 
10 Prozent angehoben. 


